xxxx:yyyy für die Person VORNAME ZUNAME
c/o Musterstraße 7

[12345]  Musterstadt
GERMANY
Landgericht
z.Hd. Albert …..
Musterstraße 7
12345 Musterstadt
GERMANY
1. Januar 2017
Antrag auf Eigentümerfeststellung der Person/Sache/Treugut 

XXXXX   YYYYY 
Sehr geehrter  …..,
da die Zuständigkeitsfrage durch die Treugeber über die Verwaltung von GERMANY bisher nicht geklärt werden konnte, erhalten sie diesen Antrag mit der Bitte um umgehende Weiterleitung an die zuständige Behörde.

Es erweckt den Anschein, als ob an den Gerichten von GERMANY der Unterschied zwischen Person und Mensch zwar bekannt ist, aber dieser Tatsache aus betriebswirtschaftlichen Zwängen keine Beachtung geschenkt wird. Bei allem Verständnis für die Haftungssituation der verhandelnden Richter und den betriebswirtschaftlichen Zwängen der Gerichte, erscheint es nunmehr sinnvoll, den tatsächlichen Eigentümer der Person VORNAME ZUNAME  bzw. den aktuelle Halter/Verwalter festzustellen, damit weitere ungebührliche Haftungsverschiebungen auf die Treugeber vermieden werden können.

Es erscheint prinzipiell sinnvoll, die Eigentumsfrage an der Person/Namen der Person zu klären, um weiteres, angebliches Fehlverhalten der Treugeber bei der Nutzung der Personen zu vermeiden. Denn der Eigentümer einer Sache haftet nach Ansicht der Treugeber immer für den Schaden, den eine Sache bei Nutzung in der Öffentlichkeit verursacht. Es sei denn der Nutzer dieser Sache verhält sich vertragswidrig und/oder grob fahrlässig. Es sollte auch geklärt werden, wie dieser Nutzungsvertrag zustande gekommen ist, denn dem Antragsteller liegen keine Vertragsunterlagen vor.

In diesem Zusammenhang sollte auch die Versicherungsfrage bezüglich der bisher durch den Treugeber genutzten Person VORNAME ZUNAME  geklärt werden.
Eine Vertragswidrigkeit bzw. ein Vertragsbruch durch die Nutzer der Person VORNAME ZUNAME  kann durch die Treugeber nicht geprüft werden, da keine prüfungsfähigen und eindeutigen Verträge bzw. Nutzungsbedingungen bezüglich der Nutzung der Sache PERSON vorliegen. Bitte lassen Sie dem Antragsteller umgehend eine Bedienungsanleitung für die Person zukommen. Denn eine Fahrlässigkeit bzw. grobe Fahrlässigkeit wäre aus Sicht der Treugeber nur dann anzunehmen, wenn der Nutzer der Sache PERSON zuvor ordnungsgemäß über die Risiken der Nutzung einer Person aufgeklärt worden wäre. Dies ist nie erfolgt und es liegen keine entsprechenden Unterlagen vor. In diesem Zusammenhang wird auch um die Vorlage der durch den Vertragsnehmer gegengezeichneten Widerspruchsbelehrung sowie der Rechtbehelfsbelehrung für die Nutzungsverträge der Person gebeten.

Sobald alle Feststellungen abgeschlossen worden sind, erscheint eine geregelte Haftungsübernahme entsprechend der Verträge zur Verwaltung der Person/Sache/ Treugut VORNAME ZUNAME  sinnvoll, um zu erwartende, erhebliche private Haftungen auf die sog. Richter zu vermeiden.

In diesem Zusammenhang sollte auch geprüft werden, warum die durch die Treugeber bereits erfolgten Haftungsübernahmen, die bisher bereitwillig angenommen wurden, offensichtlich nicht über das Kollateralkonto ausgeglichen werden. Es besteht also die Möglichkeit, daß hier Veruntreuung des Treugutes durch eine Einrichtung/ Verwaltungseinheit von GERMANY vorliegen könnte, die weder im Sinne des Treugebers noch im Sinne des Treuhänders (in Verwaltung durch GERMANY) sein kann. Nur so wäre es erklärbar, daß die bisher angebotenen, kommerziellen Instrumente allem Anschein nach nicht ausreichen, die angebotenen Haftungen auf die Personen auszugleichen. Die Treugeber wenden sich deshalb an Sie, um defacto und dejure eine Klärung über den Verbleib des Treugutes mit erheblichem Wert zu klären, das der GERMANY treuhänderisch zur Verfügung gestellt wurde. 
Die Einschaltung einer internationale Einrichtung zur Klärung des Verbleibt dieses Treugutes erscheint aktuell nicht zweckdienlich, sollte aber prinzipiell nicht ausgeschlossen werden.
Falls allerdings die Meinung bestehen sollte, daß der Begriff PERSON nur eine juristische Umschreibung eines Menschen darstellt (ALR Erster Theil, Erster Titel, §1) so stellt sich die Frage, inwieweit die Treuhandverwaltung von GERMANY unter Nutzung der „need to know basis“, Menschenhandel bei der Verwaltung der durch GERMANY als Sache deklarierten Güter (Körper) unter Besatzungsstatut begeht.

Falls dem Treugeber nicht innerhalb zehn 10 Tagen eine Bearbeitungsmittelung zugeht, so muß dieser davon ausgehen, daß GERMANY – repräsentiert durch die durch Sie verantwortlich geleitete Verwaltungseinrichtung – an einer Klärung dieser Fragen nicht interessiert ist und die Mitarbeiter der Verwaltung GERMANY weiterhin wissentlich Menschenhandel zu betreiben gedenken.
In diesem Falle muß durch die Treugeber eine Klärung auf internationaler Ebene juristisch angestrebt werden.

Danke für Ihre umgehende Bearbeitung.
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